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n - 4oQ1 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Nationalrates XVIII. Gesetzgebungsperiode 

ANTRAG 

No. .. .. !...f.!?. . .1 A 
Präs.: 3. DEZ. 1991 

der Abgeordneten Dr. Nowotny, Dr. Stummvoll 

lind Genossen 

.a ..... '.1iI8 ••• 0 •• 8 ••••• & ••••• 9D 

betreffend ein Bundesgesetz. mit dem das Pensionskassengesetz und Abschnitt XII des 
Bundesgesetzes BGBL Nr. 281/199U geändert werden 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz, mit dem das Pensionskassengesetz und Abschnitt Xß 

des Bundesgesetzes BGRI. Nr. 28111990 geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Pensionskassengesetz, BGBL Nr. 28111990, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 lautet: 

"(2) Wenn der jährliche Veranlagungsüberschuß 11 gemäß Formblatt Bi bezogen auf das 

Vermögen (Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die in Pos. XIV en thaltenen Forderungen 

aus Rechnungszinsen gemäß § 48. und die Pos. XV, XVI und XVII) der jeweiligen 

Veranlagungs- und Rlsikogemeinschaft im Durchschnitt der letzten 60 Monate nicht 

mindestens die Hälfte der durchschnittlichen monatlichen Sekundärmarktrendite der 

Bundesanleihen der vergangenen 60 Monate ahzüglich 0,75 erreicht, so ist der Fehlbetrag 

dem Vermögen dieser Veranlagungs- lind Risikogemeinschaft aus den Eigenmitteln der 

Pensionskasse gutzuschreiben." 

2. § 24 Abs. 1 lautet: 

"(1) Übersteigt der Veranlagungsüberschuß I (Formblatt B) ahzüghch der 

Rechnungszinsen gemäß § 48, bezogen auf das durschnittliehe Vermögen der 

Veranlagungs- lind Risikogemeinschaft (Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die Pos. 
XIV. XV, XVI und XVll) die im Geschäftsplan vorgesehenen rechnungsmäßigen 
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Uberschüsse, so i�1 der tJnterschie.d\hetrag einer Schwankullgsrüchtellung luzufüh:en. 

Unterschreitet der Veranlagungsliberschuß 1 (Formblatt B) abzügltch der RechnungszinseIl 

gemäß § 48, bezogen auf das durchschnittliche Vermögen der Veranlagungs- und 
l-Liikc.'gemein,;chaft (rormblatt A, Aktiva, allSgenommcrl die Pos. XIV, XV, XVI und 

XVII), die im Geschäftsplan vorge�hnen rechnungsmäßigen Überschüsse, so ist die 

Scll'..i;ankungsriickstellung im Ausmaß dieses Fehlbetrages aufzulösen." 

3. § 24 Abs. 3 und 4 lauten: 

"(3) Der Sollwert der Schwankungsrückstellung ist im Geschäftsplan festzukgen, wobei 

er nicht weniger als 10 vH und nicht mehr als 15 vH des der Veranlagungs - und 

Risikogemeinschaft zugeordneten Vermögens (Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die 

Pos. XIV, XV, XVI und XVIi) betragen darf. Der Geschäftsplan kann vorsehen, daß der 

obige Sollwert innerhalb der gesetzlichen zulässigen Schwankungsbreite durch Beschluß 

des Vorstandes geändert wird. 

(4) Übersteigt die Schwankungsrückstellung den im Geschätsplan oder durch Beschluß 

des Vorstandes festgelegten Sollwen, so sirld jährlich tO vH des Unterschiedsbetrages 

aufzulösen. Auf Beschluß des Vorstandes kann die Auflösung für Anwartschafts- und/oder 

Leistungsberechtigte eines oder mehrer Arbeitgeber unterbleiben, solange der Sollwert lallt 
Abs. 3, bezogen auf das Vermögen der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft 

(Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die Pos. XV, XVI und XVII), nicht uberschritten 

wird. Übersteigt die Schwankungsrückstellung 20 vH des der Veranlagungs- und 

Risikogemeinschaft zugeordneten Vermögens (Formblatt A, Aktiva, ausgenommen die 
Pos. XIV, xv, XVI und XVl1), so ist der Unterschiedshetrag sofort aufzulösen. Auf 

Beschluß des Vorstandes kann die Auflösung unterbleiben, solange die 

Schwankungsrückstellung 20 vH des der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft 

zugeordneten Vermögens (Formblatt A, Aktiva. ausgenommen die Pos. XV, XVI und 

XVII) nicht übersteigt. " 

4. § 24 Abs. 6 und 7 lauten: 

"(6) Solange die Schwanlrung<;rückstellung unter 5 vH des der Veranlagungs- und 

Risikogerneinschaft zugeordneten Vermögens (Formblatt A. Aktiva. ausgenommen die 

Pos. XIV, XV, XVI und XVII) hegt, i�t der Verantagungsiiberschuß I abzüglich der 

Rechnungszinsen gemäß § 48, �oweit er einen Pro zentsatz des der Veranla.gungs- lind 

Risikogemeinschaft zugeordneten durchschnittlichen Vermögens (Formblatt A, Aktiva, 

ausgenommen die Pos. XIV, XV, XVI und XVII) in Höhe der durchschnittlichen 
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lI�ona!licht'n Sekllnd�irmarktrenditc der Bundesanleihen der letzten zwölf �1onate abzüglich 

20·\ H, höchstens jedoch in der Höhe des im Geschäftsplan vorgesehenen 

rechnungsmäßigen Clberschllsses, übersteigt, der Schwanhll1gsruckstellung zuzuführen. 

(7) Bei Veranlagungs- und Risikogemeinschaften mit Nachschußpflicht gdten die 

Bestimmungen des Abs. 6 nur solange, bis die Schwankungsrückstellung erstmalig 5 vH 

des der Veranlagungs- und Risikogemeinschaft zugeordneten Vermögens (Formblatt A, 
Aktiva, ausgenommen die Pos. XIV, XV, XVI und XVII) erreicht hat." 

5. § 48 lautet: 

"§ 4R. (1) Die Übertragung von Anwartschaften und Leistungsverpf1ichtungen allS 

direkten Leistungszusagen auf eine Pensionskasse im Sinne dieses Bundesgesetzes ist unter 
folgenden Voraussetzungen zulässig: 

1. Die Überweisung des Deckungserfordernisses zuzüglich der Rechnungszinsen an die 

Pen sionskasse hat ab dem Zeitpunkt der Übertragung binnen längstens zehn Jahren 

zu erfolgen; 

2. die Überweisung des Deckungserfordernisses zuzüglich der Rechnungszinsen hat 

jährlich mindestens mit je einem Zehntel zu erfolgen ; vorzeitige Überweisungen sind 

zulässig ; 

3. die übernommene Verpflichtung des Arbeitgebers, das Deckungserfordernisin Raten 

zu übertragen , bleibt durch 

a) den Eintritt des Leistungsfalles, 

b) den Entfall des Anspruches oder 

c) die Beendigung des Arbeitsverhältnisses während des Übertragungszeitraumes 

unberührt. Im Falle einer Abfindung (§ 1 Abs. 2 PKG oder § 5 Abs. 4 BPG) oder einer 

(Jbertragung (§ 5 Abs. 2 Z 2 bis 4 BPO) eines Unverfallbarkeitsbetrages hat der 

Arbeitgeber spätestens zum Abfindungs- oder Übertragungszeitpunkt den aushafrende Teil 

des Deckungserfordernisses vorzeitig an die Pensionskasse zu überweisen. 

(2) Kommt der Arbeitgeber seIner Verpflichtung zur Überweisung des 

Deckungserfordemisses gemäß Abs. 1 nicht nach, weil die Vorallssetzungen 

1. des § 6 Abs. 1 Z 2 HPG oder 

2. für die Eröffnung des Konkurses (§§ 66 und 67 KO) vorliegen, 

so hat die Pensionskasse die betroffenen Anwartschaften und Leistungsverptlichtungen 

entsprechend anzupassen, Die Anpassung hat nach den im Geschäftsplan anzugebenden 
Formeln zu erfolgen. Der Arbeitgeber hat das Vorliegen der Voraussetzungen des § 6 

Abs. 1 Z 2 BPO der Pensionskasse gegenüber glaubhaft zu machen. Das Einstellen der 
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Ü�erAt:isun.g dö Deckungserfordernisses durch den Arbeitgeber setzt ferner voraus, daß 

cer Ait,dtgt:ber seine laufenden Beitragsleistungen an die Pensionskasse widerrufen hat. 

(3) Kommt der Arbeitgeber auf Grund des Eintrittes einer der in Abs. 2 Z 1 oder 2 

genannten Voraussetzungen seiner Verpflichtung zur Übern'eisung des 

Deckungserfordernisses nicht nach, so entsteht aus dem noch ausstehenden Teil des 

Ded .. '1l!1gserfordcrnisses ein Anspruch aus einer direkten LeistungS7.usage des Arbeitgr!bers. 

Die Errechnung des Anspruches hat nach den Rechnungsgnmdlagen, die in der 

Pensionskasse für diesen Pensionskassenvertrag verwendet werden, zu erfolgen � Auf 
die<;en Anspruch gegenüber dem Arbeitgeber ist Abschnitt 3 des BPG anzuwenden. Die 

sonstigen Leistungsbedingungen dieser direkten Leistungszusage ergeben sich aus den dem 

Pensionskass.cnvcrtrag zu Grunde liegenden Vereinbamngen zwischen dem Arbeitgeber 

und den Anwartschafts- lind Leistungsberechtigten. 

(4) Aus dem Anspnlch nach Abs. 3 ist der Unverfallbarkeitsbetrag, auf den der 

Anwartschaftsberechtigte gegenüber dem Arbeitgeber Anspnlch hat, nach Maßgabe der 

folgenden Bestimmungen zu errechnen: 

1. Der Unverfallbarkeilsbelrag ent�pricht dem Barwertder Anwartschaftcn, die sich aus 

dem Anspntch nach Abs. 3 ergeben; 

2. bei der Errl!4;hnung des Unverfal1barkeitsbetrages ist der in der Pensionskasse 

verwendete Rechnungszinsfull zu Grunde zu legen; er darf jedoch 6 vH nicht 

unterschreiten; 

3. bei der Errechnung des Unverfallbarkeitsbetrages ist das Risiko der Invalidi rät nicht 

zu berücksichtigen; 

4. der tJnverfallbarkeitsbetrag ist mit der Höhe düs ausstehenden Teils des 
Deckungserfordernisses beschränkt. 

(5) Wenn der nach den Vorschriften des § 7 Abs. 3 Z 1 BPG für die direkte 

Leistungszusage nach Abs. 3 errechnete Unverfallbarkeitsbelrag den. gemäß· Abs. 4 
errechneten Unverfallbarkeitsbetrag, verzinst mit dem RechnungSlinsfuß (§ 14 Abs. 7 Z 6 
EStG 1988), übersteigt, so gilt dieser höhere Wert. " 

6. Nach § 50 wird folgender § 51 angefügt: 

"§ 51. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1990, die §§ 2 Abs .. 1,24 Abs. !, 3.4. 

6 und 7 sowie 48 dieses Bundesgeseues in der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. Nr. 
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(2) So'.\eit durch dieses Bundesgesetz auf andere Bundesgeset7e verwiesen wird, sind 

diese in ihrer geltenden Fassung anzuwenden." 

Artikel II 

Abschnitt XII des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 281/1990 wird wie folgt geändert: 

1. Die bisherige Bestimmung erhät die Bezeichnung "Ahs. 1 ". 

2. Folgender Abs. 2 wird angefügt: 

"(2) Ansprüche nach § 48 Abs. 3 PKG sind gemäß § 21 1 Abs. 2 HGB zu bilanzieren. 

Art. X Abs. 4 RLG ist anzuwenden. ,. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diesen Antrag unter Verzicht auf die erste Lesung 

uB zuzuweisen. b. 

�gru�n� { 

Zu Artikt'J J Z 1 hi� 4 (§§ 2 Abs. 2 und 24 Abs. 1, 3, 4, 6 und 7): 

Die derzeitige Fassung der §§ 2 lind 24 PKG sieht für die Berechnung der gesetzlichen 
Mindestverzinsung naeh § 2 bzw. der Schwankungsrückstellung nach § 24 als 

Bcrechnungsbasis die Aktivseite der Veranlagungs- und Risikogemein schaft , Forderungen 

auf ausstehende Beiträge sowie son�tige Aktiva, vor und setzt dem als Relationswert den 
Vera.nlagungsübersehuß I bzw. H. dieser Veranlagungs- und Risikogemeinschaft 

gegenüber. Dies bewirkt für den Fall von Übertragungen von bestehenden 

Leistungsztlsagen gemäß § 48 PKG auf eine Pensionskasse, daß zwar die Erträge am. den 

ausstehenden Fordemngen, nicht aber die zu Grunde liegenden Forderungen in die 

Bezugsgrößen einfließen. 

Gleichzeitig werden zwei miteinander ZlI�ammenhängende Änderungen (in den Abs. 4, 6 

und 7) vorgenommen: Die bisherige Regdung zum Aufbau der Schwankl.lngsrückstellung 

hätte bewirkt, da.ß dieser Aufbau zwar sehr schnell erfolgtl aber gleichzeitig auch dazu 

geführt, daß vor allem bei den Pensionisten in den ersten Jahren die Pensionsanpassung in 
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r(ativ geringer Höhe möglich ge""öen wdre. Eine Inflationsabgeltung wäre dadurch im 

:':ormalfall nicht möglich gewesen. Dies soll nun durch die vorgenommene Änderung, die 

RCcksicht auf die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung nimmt, verbessert werden. 
a-

Damit im Zusammenhang wird die Regelung best:itigt, die ein 7.U hohes AI}',I�chsen der 'J 

Sch\vdl1kLlngsruckstellung ermöglicht hat. In Hinkunft wird die Schwankungsrückstellung 

nicht mehr 20% der Summe von Deckungsri.lckstcllung und Schwankungsri.lckstellung 

übersteigen können. 

Zu Artikel 1 Z ! (§ 48) 

§ 48 hat in seiner bisherigen Form die Probleme, die sich bei einer Übertragung einer 

vorhandenen Pensionsrückstellung auf eine Pensionskasse ergeben können, nicht in allen 

Punkten gelöst. Inha.lt der vorliegenden Änderung ist vor allem die Klärung der Fragen , 

was geschieht, wenn ein Arbeitgeber \vährcnd des Übertragungszeitraumes nicht mehr in 

der Lage ist, die vereinbarten Zahlungen an die Pensionskasse zu leisten. Es waren hiebei 
folgende Überlegungen zu berücksichtigen: die berechtigten Interessen der betroffenen 

Arbeitnehmer, das Ziel, den A rbeügeber in solchen Fällen nicht in den Konkurs treiben zu 
müssen und die Stellung der Pensionskassen als Dritter, denen die finanzielle 

Verantwortung für solche aul\erhalb ihres Eint1ußbereiches gelegenen Faktoren nicht 

auferlegt werden kann. Der vorliegende Entwurf stellt einen Kompromi ß zwi sehen den 

obigen Punkien dar, wobei - wie ein Blick auf Absatz 4 zeigt � auch eine Harmonisierung 

zum l::inkommenssteuergesetz und zum Betriebspensionsgesetz mit eingebaut wurde. 

Der Anspmch aus der gemäß Abs. 3 entstandenen direkten Leistungsverpflichtung und der 

daraus zu errechnende Unverfallbarkeitsbetrag nach Abs. 4 oder 5 ist Gnllldlage für 

Anspruche (ehemaliger) Arbeitnehmer auf Insolvenz-Ausfallsgeld bei Insolvenz des 

Arbeitgebers. }:ür Leistungsberechtigte ist der Anspruch nach Abs. 3 die entsprechende 

Grundlage. Dies ergibt sich aus dem Verweis auf Abschnitt 3 des BPG. 

Für den Fall, daß der Rechnungszinsfuß. der in der Pensionskasse dem betreffeode.n 

Pensionskassenvertrag zu Gnll1de liegt, über 6 vH liegt, kann es vorkommen, daß der nach 

Abs. 4 errechnete Unverfallbarkeitsbetrag, aufgezinst mit 6 vH, nach einiger Zeit 

nied riger als die steuerlich im Unternehmen mit einem Rechnungszins von 6 vH zu 
bildenden Rückstellung ist. Daher wurde der vorliegende Abs. 5 aufgenommen. 

Zu Artikel n 

Dieser stellt eine notwendig Ergänzung zur Neufassung des § 48 PKG dar. 

{/Wl 
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